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Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

ein Jahr ist die schwarz-gelbe
Bundesregierung jetzt im Amt
und es war ein verlorenes
Jahr für Deutschland. Mit ver-
schwenderischen Steuerge-
schenken von Schwarz-Gelb
für Hoteliers ging alles los
und allein in der vergangenen
Sitzungswoche hat diese Re-
gierung gezeigt: Einigkeit
herrscht nur bei Politik für die
eigene Klientel und gegen die
Schwächsten in unserer Ge-
sellschaft.

Der Aufschwung 2010 mit
mehr als drei Prozent Wachs-
tum und sinkender Arbeitslo-
sigkeit zeigt: das Modell
Deutschland mit starken So-
zialpartner hat Vorbildcharak-
ter und Zukunft. Jetzt brau-
chen wir eine Politik, die die-
se Dynamik für einen innova-
tiven und sozial-gerechten
Aufschwung nutzt und nicht
das Land immer stärker in
Gewinner und Verlierer spal-
tet. Doch diese schwarz-
gelbe Regierung gibt immer
mehr Menschen das Gefühl,
dass die Regierung nur noch
Lobbygruppen bedient, Bür-
gerinnen und Bürger belastet
und das Gemeinwohl aus
dem Blick verliert.

Kritik nicht nur bestätigt:
Wenn sogar die Arbeitgeber-
verbände eine schwarz-gelbe
Bundesregierung kritisieren,
weiß ich nicht mehr, was
noch kommen muss, um die-
se Regierung zur Besinnung
zu bringen (Seite 4).

Die neueste Idee von Herrn
Rösler haben wir am Freitag
mit einem SPD-Antrag auf die
Tagesordnung gesetzt. Wenn
es nach CDU und FDP geht,
sollen die Versicherten bald
Vorkasse beim Arztbesuch
leisten - egal, ob sie auf ei-
nem Teil der Kosten sitzen
bleiben, viele Menschen sich
eine Vorkassen-Zahlung
überhaupt nicht leisten kön-
nen und niemand versteht,
welchen Vorteil die Patienten
von dieser Regelung hätten.
Wir haben als SPD am Frei-
tag im Bundestag bei der
schwarz-gelben Bundesregie-
rung nachgefragt, aber keine
Antwort bekommen. Die wis-
sen wirklich nicht, was sie
tun.

Es kann nur besser werden.

Herzliche Grüße

Das so genannte Sparpaket
haben CDU, CSU und FDP in
der vergangenen Sitzungs-
woche ebenso durchgewun-
ken wie die Atomgesetze.
Ausgerechnet am Tag der
Gedenkstunde für unseren
Bundestagskollegen Herr-
mann Scheer. Nicht nur, dass
Hermann und ich Büronach-
barn waren und er mich im
März in Rheinhausen zu ei-
ner Duisburger Impulse-
Veranstaltung besucht hatte.
Vor allem bin ich sehr traurig,
weil Herrmann ein starker
Charakter und aufrechter
Streiter für die Erneuerbaren
Energien war. Er hinterlässt
ein riesiges politisches Erbe.
Auch deshalb werden wir zur
Not vor dem Bundesverfas-
sungsgericht verhindern,
dass Union und FDP mit der
Laufzeitverlängerung für
Atomkraft einen längst befrie-
deten Konflikt mitten in unse-
rer Gesellschaft wieder auf-
reißen (Seite 4).

Auch bei mir in der Gesund-
heitspolitik hat Schwarz-Gelb
die Entsolidarisierung weiter
vorangetrieben: In zwei An-
hörungen zur Finanzierung
der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung und zur Neuord-
nung des Arzneimittelmarkts
haben die Experten unsere
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Am vergangenen Freitag ha-
ben wir im Deutschen Bun-
destag in der 1. Lesung über
den schwarz-gelben Gesetz-
entwurf zur Neuregelung der
Hartz-IV-Regelsätze beraten.
Das Gesetz ist im Bundes-
rat zustimmungspflichtig.
Deshalb sind Union und FDP
auf die Stimmen der SPD an-
gewiesen und die SPD-
Bundestagsfraktion zeigte
sich im Interesse der Men-
schen erneut verhandlungs-
bereit. Wir sehen den drin-
genden Handlungsbedarf und
das Gesetz rechtzeitig im
Bundesrat verabschiedet
werden, um pünktlich und
verfassungskonform am 1.
Januar 2011 in Kraft treten zu
können. Bis dahin ist noch
ein weiter Weg.
Als Frau von der Leyen Ende
September ihre lange erwar-
teten Vorschläge für eine Re-
form der Hartz IV-Sätze auf
den Tisch gelegt hatte, konn-
te ich es nicht glauben. Sie
hatte offenbar so lange rech-
nen lassen, bis das ge-
wünschte Ergebnis unterm
Strich stand: Fünf Euro mehr
für Hartz IV-Empfänger, für
Kinder keinen einzigen Cent.
Damit wollte die Bundesre-
gierung den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichtes
- das gerade erst die Regel-
sätze für Kinder bemängelt
hatte - gerecht werden?
Wir führen die Gespräche mit
der Koalition jetzt ergebnisof-
fen, aber für uns Sozialdemo-
kraten ist klar: ohne deutliche
Zugeständnisse im Sinne der
Menschen wird es keine Zu-

s t i m m u n g d e r S P D -
Bundestagsfraktion und keine
Zustimmung der SPD-
geführten Bundesländer ge-
ben. Hannelore Kraft hat dies
nochmal sehr deutlich ge-
sagt.
Im Mittelpunkt der Reform
müssen die Kinder stehen.
Das so genannte Bildungspa-
ket von Frau von der Leyen
ist mehr Schein als Sein.
Wenn wir das Schulbedarfs-
paket - das übrigens nur dank
der SPD-Bundestagsfraktion
überhaupt noch steht - aus-
klammern, bekommt jedes
Kind gerade mal 12,50 Euro
pro Monat für Musikunter-
richt, Freizeit und Sportver-
ein.
Wir wollen, dass Bund, Län-
der und Kommunen ein ech-
tes Bildungspaket auf den
Weg bringen. Auch Kinder
aus Familien mit niedrigen
oder durchschnittlichen Ein-
kommen brauchen bessere
Bildungs- und Teilhabechan-
cen. Dafür muss die entspre-
chende Infrastruktur deutlich
ausgebaut werden, ja: auch
in Duisburg muss an vielen
Schulen erst eine sinnvolle
Struktur geschaffen werden.
Für uns als SPD sind aber
auch die Regelsätze nach
wie vor strittig. Es bleibt un-
klar, warum die Regierung
nicht - wie üblich - die unte-
ren 20 Prozent der Einkom-
men zur Berechnungsgrund-
lage nimmt, sondern nur die
unteren 15 Prozent. Wir wol-
len ein schlüssiges und trans-
parentes Berechnungsverfah-
ren.

Stichwort: Neuregelung der Hartz IV-Regelsätze

Auch der Koalitionsvorschlag
zu den Zuverdienstmöglich-
keiten für Hartz IV-Empfänger
ist letztlich eine Mogelpa-
ckung. In Wahrheit will
Schwarz-Gelb mehr Jobs mit
miesen Löhnen einführen und
die Leute hinterher als Auf-
stocker zum Sozialamt zu
schicken.
Unbestritten: Arbeit muss
sich mehr lohnen als der Be-
zug von Transferleistungen.
Mir ist das Lohnabstandsge-
bot wichtig. Wenn es auch
der Bundesregierung wirklich
ernst damit sein sollte, kenne
ich einen einfachen Weg: der
flächendeckende gesetzliche
Mindestlohn. Wenn nicht
jetzt, im Aufschwung mit ab-
sehbar kräftigen Tariferhö-
hungen, wann dann will sich
die Regierung bei den Min-
destlöhnen einen Ruck ge-
ben? Doch hier sind die ideo-
logischen Scheuklappen der
Konservativen und Neolibera-
len unüberwindbar.
Jetzt haben die parlamentari-
schen Beratungen begonnen.
Wir werden natürlich nur ei-
nem verfassungskonformen
Gesetz zustimmen. Sigmar
Gabriel hat erklärt, dass die-
se Frage zur Not wieder vors
Bundesverfassungsgericht
kommt. Wir haben unsere
zentralen Forderungen auf
den Tisch gelegt: Die SPD
will eine realitätstaugliche Be-
rechnung der Regelsätze, ein
echtes Bildungspaket für Kin-
der, ein allgemeiner Mindest-
lohn und eine starke Arbeits-
marktförderung, um Wege in
Beschäftigung zu öffnen.

Neues aus Berlin
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+++04.11.: Besuch des Willy-
Brandt-Berufskollegs+++

+++05.11.: Jubilarehrung der
SPD-Duisburg mit Franz
Müntefering im Duisburger
Hof+++

+++08.11.-12.11.: Sitzungs-
woche im Bundestag+++

+++13.11.: Herbstfest des OV
Großenbaum in der Gesamt-
schule-Süd+++

17.11.: Vorlesetag in der Ge-
meinschafts-Grundschule
Herman-Grohe-Str.+++

+++22.11.-26.11.: Sitzungs-
woche im Bundestag+++

+++Auszug aus meinem Kalender+++

+++27.11.: „Benefits for Kids“
in der Hochfelder Pauluskir-
che+++

+++28.11. Jubilarehrug des
O V R u m e l n -
Kaldenhausen+++

+++Weitere Termine unter
www.baerbelbas.de+++

Politisches Engagement ist
lebenswichtig für unsere De-
mokratie und Petitionen er-
möglichen direkten Einfluss
auf die Politik. Deshalb lade

Rollende Bürgersprech-
stunde mit dem OV Buch-
holz: Ich habe seit Jahren
einen Organspenderausweis
und rufe zum Mitmachen auf.
Informationen und den Or-
ganspenderausweis gibt`s bei
meiner Rollenden Bürger-
sprechstunde mit dem OV
Buchholz am 27.11., 10.30
bis 12.30 Uhr, an der Mün-
chener Straße.
Frank-Walter Steinmeier hat
mit seiner Nierenspende
wahre Größe gezeigt, so wie
jeder Organspender wahre
Größe zeigt. Ich unterstütze
sein Engagement für eine Än-
derung des Organspenderge-
setz. In Deutschland sterben
jeden Tag drei Patienten, weil
kein Spenderorgan zur Verfü-
gung steht.

Petitionstag im Wahlkreis Duisburg I

SPD-Sprecher im Petitions-
ausschuss: Klaus Hagemann

Neues aus Duisburg

ich zusammen mit dem Bür-
gerverein Neudorf für Mitt-
woch, den 3. November um
19 Uhr in den Kleinen Prin-
zen zum Petitionstag ein. An
diesem Abend ist der SPD-
Sprecher im Petitionsaus-
schuss, Klaus Hagemann, zu
Gast in meinem Wahlkreis.
Er wird das Instrument der
Petition vorstellen, im Mittel-
punkt des Abends steht aber
die Diskussion über prakti-
sche Beispiele für Petitionen
zu Problemen in Duisburg
wie Lärmschutz an Bahnstre-
cken und Gefahrenguttrans-
porte. Interessierte sind herz-
lich eingeladen.

Millionen-Verrat beim Landesarchiv?
Die Medienberichte zum Lan-
desarchiv-Bau haben mich
sehr aufgeregt. Die Staatsan-
waltschaft ermittelt wegen
des Verdachts der Korruption
mit einem Schaden von mehr
als 20 Millionen und die Rolle
von Herrn Sauerland wird im-
mer zwielichtiger.
Ein solcher Millionen-Verrat
wäre ein unfassbarer Skandal
und ein beispielloser Fall für

die Verschleuderung von
Steuermitteln. Geheimnisver-
rat, Untreue und Betrug sind
keine Kavaliersdelikte. Die-
ses Geld wird am Ende für
Kinderbetreuung oder Bil-
dung schmerzlich fehlen. Ich
fordere deshalb eine rückhalt-
lose Aufklärung der Vorfälle
und möchte insbesondere die
Rolle von Herrn Sauerland
geklärt wissen.
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Bis nächstes Mal, ich freu
mich drauf, Bärbel Bas

Das nennt man wohl Arbeits-
verweigerung: Wir hatten ext-
ra eine Anhörung zu den Fol-
gen der Gesundheitsreform
angesetzt, aber die CDU/
CSU-Fraktion machte einfach
mal 20 Minuten früher
Schluss. Keine Fragen mehr.
Die Kollegen hatten wohl ge-
nug kritische Antworten von
den Experten gehört .

34 Namentliche Abstimmun-
gen hatten wir vergangenen
Donnerstag im Deutschen
Bundestag: 31 zu den Atom-
gesetzen, zwei zum so ge-
nannten Sparpaket und zum
Abschluss um 21.30 Uhr eine
Namentliche Abstimmung
zum Jahressteuergesetz.
Zwischendrin gab es noch
einen Hammelsprung. Alles

wurde geboten, ich habe
nichts verpasst. Das hat mir
auch viel Geld gespart, im
Gegensatz zu einem Kolle-
gen von der CDU. Der ärger-
te sich beim Feierabendbier
lautstark über 4 verpasste
Namentliche Abstimmungen.
"Das kostet mich 200 Euro".

Mittendrin in den Abstimmun-
gen über die Atomgesetze
lagen offenbar auch beim Si-
cherheitsdienst die Nerven
blank. Ein Mitarbeiter unserer
Fraktion musste seine Daten
von der Bundestagspolizei
aufnehmen lassen - er hatte
einen kleinen Anti-Atom-
Buttons getragen und soll mit
dieser "politischen Demonst-
ration die Neutralität des Ho-
hen Hauses" verletzt haben.

Neues aus meinem Tagebuch

„Hände weg vom Atomausstieg“: Um 8 Uhr am Donnerstag vor der entscheiden-
den Plenarsitzung protestierte ich unter anderem mit meinen SPD-Kollegen Dirk Becker, Wal-
traud Wolff, Katja Mast und Oliver Kaczmarek vor dem Kanzleramt gegen die Verlängerung der
AKW-Laufzeiten. Diese Rolle rückwärts in der Energiepolitik ist falsch, gefährlich und verfas-
sungswidrig. Deshalb wird die SPD Klage vor dem Bundesverfassungsgericht einlegen. Hier
geht's zu meiner Erklärung, warum ich gegen die Atomgesetze gestimmt habe.

Neues am Ende

http://www.baerbelbas.de./index.php?option=com_content&view=article&id=262&Itemid=121

